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1. Allgemeine Verwaltungs-Sachen.

Bekanntmachung,
betreffend

die Ausführung des Gesetzes vom 25. Februar 1876 über die Beseitigung von Ansteckungsstoffen
bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen. Vom 6. Mai 1876.

De- Bundesrath hat in Ausführung der §§. 3 und 4 des Gesetzes vom 25. Februar 1876, betreffend
die Beseitigung von Ansteckungsstoffen bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen, (Reichs-Gesetzblatt S. 163),
nachstehende Festsetzungen getroffen:

I. Zu §. 3.
1. Die Beschlußnahme über die Zulassung von Ausnahmen von der durch die s§. 1 und 2 des

Gesetzes begründeten Verpflichtung bleibt dem Bundesrath vorbehalten.
Denjenigen Eisenhahnverwaltungen, deren Betrieb auf einer im Auslande belegenen Station endet,

kann jedoch von der Regierung des deutschen Grenzstaates gestattet werden, die Desinfektion der Wagen
vor deren Wiedereingange im Auslande vorzunehmen, sofern genügende Garantieen für eine ordnungsmäßige
Ausführung geboten werden.
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